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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2007 Ausgegeben am 10. Jinner 2007 Teil 11

13. Verordnung: Fachkenntnisnachweis-Verordnung - FK-V sowie Anderung der
Verordnung iiber den Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Vorbereitung
und Organisation von biihnentechnischen und beleuchtungstechnischen

Arbeiten, der Verordnung iiber die  Fachausbildung der
Sicherheitsfachkriifte und die Besonderheiten im untertigigen Bergbau, der
Bauarbeiterschutzverordnung, der Druckluft- und

Taucherarbeitenverordnung, der Verordnung iiber den Schutz der
Dienstnehmer und der Nachbarschaft beim Betrieb von Steinbriichen,
Lehm-, Ton-, Sand- und Kiesgruben sowie bei Haldenabtragungen und der
Sprengarbeitenverordnung

[CELEX-Nr.: 31989L.0391, 32005L0036]

13. Verordnung des Bundesministers fiir Wirtschaft und Arbeit, mit der die Verordnung
iiber den Nachweis der Fachkenntnisse (Fachkenntnisnachweis-Verordnung — FK-V)
erlassen wird sowie die Verordnung iiber den Nachweis der Fachkenntnisse fiir die
Vorbereitung und Organisation von biihnentechnischen und beleuchtungstechnischen
Arbeiten, die Verordnung iiber die Fachausbildung der Sicherheitsfachkrifte und die
Besonderheiten im untertigigen Bergbau, die Bauarbeiterschutzverordnung, die
Druckluft- und Taucherarbeitenverordnung, die Verordnung iiber den Schutz der
Dienstnehmer und der Nachbarschaft beim Betrieb von Steinbriichen, Lehm-, Ton-, Sand-
und Kiesgruben sowie bei Haldenabtragungen und die Sprengarbeitenverordnung
geandert werden

Auf Grund der §§ 62, 63 Abs. 1 und 2 sowie § 72 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes iiber Sicherheit
und Gesundheitsschutz bei der Arbeit (ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG), BGBI. Nr. 450/1994,
zuletzt gedndert durch BGBI. I Nr. 147/2006, wird verordnet:

Artikel 1

Verordnung iiber den Nachweis der Fachkenntnisse (Fachkenntnisnachweis-Verordnung - FK-V)
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§ 16. Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Anhang
Anhang
Anhang
Anhang
dienstes
Anhang
son)

Anhang

1: Ausbildungsgebiet gemdl3 § 6 Z 1 Fiihren von Kranen

2: Ausbildungsgebiet gemal3 § 6 Z 2 Fiithren von Hubstaplern

3: Ausbildungsgebiet gemif3 § 6 Z 3 Durchfiihrung von Sprengarbeiten

4: Ausbildungsgebiet gemif § 6 Z 4 Durchfithrung von Arbeiten im Rahmen eines Gasrettungs-

5: Ausbildungsgebiet gemél § 6 Z 5 Durchfithrung von Taucharbeiten (Tétigkeit als Signalper-

6: Ausbildungsgebiet gemil3 § 6 Z 6 Vorbereitungs- und Organisationsarbeiten betreffend Arbei-

ten unter Hochspannung

§1

Geltungsbereich

. (1) Diese Verordnung gilt fiir die Beschéftigung von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen in Ar-

beitsstétten, auf Baustellen oder an auswértigen Arbeitsstellen im Sinn des ArbeitnehmerInnenschutzge-
setzes (ASchQG).

§2

Beschiiftigung der Arbeitnehmer/innen mit Fachkenntnissen

. Mit nachfolgenden Arbeiten diirfen Arbeitgeber/innen nur Arbeitnehmer/innen beschéftigen, die

die entsprechenden Fachkenntnisse durch ein Zeugnis geméal § 4 nachweisen:

1.

2.

§3

Durchfiihrung folgender Arbeiten mit besonderen Gefahren:

a) Fihren von Kranen (§2 Abs.7 der Arbeitsmittelverordnung - AM-VO, BGBI. II
Nr. 164/2000),

b) Fithren von Hubstaplern (§ 2 Abs. 9 AM-VO),

c¢) Sprengarbeiten (§ 2 Abs. 1 der Sprengarbeitenverordnung - SprengV, BGBL. II Nr. 358/2004),

d) Arbeiten im Rahmen eines Gasrettungsdienstes (§ 3 Abs. 2 der Verordnung tiber die Gesund-
heitsiiberwachung am Arbeitsplatz - VGU, BGBL. II Nr. 27/1997), ausgenommen Arbeiten im
Grubenrettungs- und Gasschutzwesen, insbesondere Gasschutzwehren nach bergrechtlichen
Vorschriften,

e) Taucharbeiten (einschlieBlich der Tétigkeit als Signalperson) im Sinn der Druckluft- und Tau-
cherarbeitenverordnung, BGBI. Nr. 501/1973;

Vorbereitung und Organisation von Arbeiten unter Hochspannung (Arbeiten an elektrischen

Starkstromanlagen unter Wechselspannungen iiber 1 kV oder Gleichspannungen iiber 1,5 kV).

Ausnahmen vom Fachkenntnisnachweis

. (1) § 2Z 1 gilt nicht fiir die Beschéftigung der Arbeitnehmer/innen mit der Durchfiihrung fol-

gender Arbeiten:

1
2.

6.
2

. Fiihren von handbetriebenen Kranen,

Fiihren von flurgesteuerten Kranen, deren Tragfahigkeit nicht mehr als 50 kN betrigt, sowie dem
Fithren von Fahrzeug- und Ladekranen, deren Tragfihigkeit nicht mehr als 50 kN und deren
Lastmoment nicht mehr als 100 kNm betragt,

. Fiithren von Hubstaplern, die ihre Last ausschlieBlich innerhalb der Radbasis aufnehmen und

beférdern oder die mittels Deichsel gefiihrt werden,

. Verwendung von Fluchtgeriten fiir den Brand- oder Evakuierungsfall,
. Bedienung von Hebeeinrichtungen, die integrierter Bestandteil von Maschinen oder maschinellen

Einrichtungen sind und ausschlieBlich zu deren Beschickung dienen,
Einsatz als Sprenggehilfe/Sprenggehilfin fiir Tatigkeiten gemaB § 3 Abs. 4 SprengV.

§ 2 Z 2 gilt nicht fiir die Beschdftigung der Arbeitnehmer/innen mit der Organisation und Vorbe-

reitung folgender Arbeiten unter Hochspannung:

1.

2.

AN DN AW

Bedienung mittels Isolierstangen (zB Schalten von Trennern, Ein- und Riickstellen von Anzeige-
vorrichtungen),

Heranfithrung von geeigneten Mess-, Priif-, Justier- und Ablesevorrichtungen (zB Temperatur-
messeinrichtungen, Spannungspriifer),

. Reinigen mit geeigneten Hilfswerkzeugen und Hilfsmitteln,

. Entladen von Kondensatoren,

. Abspritzen von Isolatoren,

. Abklopfen von Fremdbeldgen (zB Raureif) und Entfernen von Gegenstinden (zB Ausésten der

Leitungstrassen) mit Hilfe geeigneter Werkzeuge auf Isolierstangen,
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7. Anbringen von einfachen Vorrichtungen mit geeigneten Werkzeugen auf Isolierstangen (zB
Anbringen von Abdeckplatten, Kurzschlussanzeigen, Spannungsanzeigen),

8. Nachfiillen von Loschfliissigkeiten in Leistungsschaltern,
9. Arbeiten an Akkumulatoren, sofern mindestens eine zweite Person anwesend ist,

10. sofern die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren (§§ 4f ASchG) ergibt, dass die Durchfiih-
rung folgender Arbeiten unter Beachtung der festgelegten MaBnahmen zur Gefahrenverhiitung
ohne Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Organisation und Vorbereitung gefahrlos moglich ist:

a) Arbeiten in Priiffeldern, auf Priifplatzen und in Laboratorien,

b) Herausnehmen und Einsetzen von nicht gegen direktes Beriihren geschiitzten Sicherungen mit
geeigneten Hilfsmitteln.

(3) § 2 gilt nicht fiir die Beschiftigung von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen, die aus dem Ausland
nach Osterreich zur voriibergehenden Arbeitsleistung entsendet wurden, wenn
1. die Beschiftigung nicht langer als vier Wochen im Kalenderjahr dauert, und
2. der/die Arbeitgeber/in iiber eine Bestitigung verfiigt, wonach der/die Arbeitnehmer/in die im
Entsendestaat gegebenenfalls erforderlichen Nachweise fiir die sichere Durchfithrung der Arbei-
ten besitzt. Bei Durchfithrung von Sprengarbeiten ist zusétzlich eine nachweisliche einschligige
Berufserfahrung von zumindest zweijahriger Dauer im Ausmall der Normalarbeitszeit in den
letzten zehn Jahren erforderlich.

Nachweis der Fachkenntnisse

§ 4. (1) Der Nachweis der fiir die Durchfiihrung von Arbeiten gemif § 2 erforderlichen Fachkennt-
nisse im Sinn des § 62 Abs. 1 Z 2 i.V.m. Abs. 2 und 4 ASchG gilt als erbracht, wenn
1. der erfolgreiche Abschluss einer Ausbildung, die die Voraussetzungen nach dieser Verordnung
erflillt, durch ein Zeugnis gemal § 11 bestétigt wird, oder
2. die jeweiligen Fachkenntnisse durch ein Abschlusszeugnis einer Unterrichtsanstalt gemal § 15
nachgewiesen werden.

(2) Der Nachweis der Fachkenntnisse

1. fiir das Fiihren von sonstigen Fahrzeug- und Ladekranen gemél § 6 Z 1 lit. e) gilt als Nachweis
der Fachkenntnisse fiir das Fiihren von Fahrzeug- und Ladekranen bis 300 kNm Lastmoment
gemdB § 6 Z 1 lit. d),

2. fiir das Fiithren von Lauf-, Bock- und Portalkranen, Sédulendreh- und Wandschwenkkranen gemaf3
§ 6 Z 1 lit. b) gilt als Nachweis der Fachkenntnisse fiir das Fiihren von flurgesteuerten Kranen bis
300 kN Tragfahigkeit gemél § 6 Z 1 lit. a),

3. fiir die Durchfiihrung allgemeiner Taucharbeiten gemil3 § 6 Z 5 lit. a) gilt als Nachweis der
Fachkenntnisse fiir die Durchfiihrung von Forschungs- und Ingenieurtaucharbeiten sowie die T4-
tigkeit als Signalperson gemél3 § 6 Z 5 lit. b) und c),

4. fir die Durchfithrung von Forschungs- und Ingenieurtaucharbeiten gemafl § 6 Z 5 lit. b) gilt als
Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Tétigkeit als Signalperson gemél § 6 Z 5 lit. ¢).

(3) Zeugnisse iiber die mit Erfolg abgelegte Hauerpriifung (Hauerbrief, Hauerschein) gemifl § 331
der Allgemeinen Bergpolizeiverordnung, BGBI. Nr. 114/1959, gelten als Nachweis der Fachkenntnisse
fir die Durchfithrung von allgemeinen Sprengarbeiten und Tiefbohrlochsprengarbeiten gemifl § 6 Z 3
lit. a) und lit. b) eingeschrankt auf Gesteinssprengungen nach dieser Verordnung.

(4) Entspricht beim Fiihren von motorisch betriebenen selbstfahrenden Arbeitsmitteln mit wechsel-
barer Zusatzausriistung zum Einsatz als Kran oder als Hubstapler (Kran-Stapler-Kombinationsgerite) der
durchzufiihrende Arbeitsvorgang

1. dem Fiihren von Kranen, ist der Nachweis der Fachkenntnisse fiir das Fiihren von Kranen erfor-
derlich,

2. dem Fiihren von Hubstaplern, ist der Nachweis der Fachkenntnisse fiir das Fiihren von Hubstap-
lern erforderlich.

Ausbildung zum Erwerb von Fachkenntnissen

§ 5. (1) Eine Ausbildung zum Erwerb von Fachkenntnissen nach dieser Verordnung muss die not-
wendigen theoretischen Kenntnisse und praktischen Fihigkeiten auf den in § 6 angefiihrten Gebieten
vermitteln. Sie hat den/die Auszubildende/n in die Lage zu versetzen,

1. Arbeiten mit besonderen Gefahren gemaf3 § 2 Z 1 sicher durchzufiihren oder
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2. Vorbereitungs- und Organisationsarbeiten betreffend Arbeiten unter Hochspannung gemif § 2
Z 2 so wahrzunehmen, dass die Beschéftigten die jeweiligen Arbeiten sicher durchfithren kon-
nen.

(2) Die Ausbildung muss die in § 6 angefithrte Mindestgesamtzahl an Unterrichtseinheiten des Aus-
bildungsgebiets sowie Ausbildungsinhalte und Mindestanzahl verbindlich vorgesehener und frei gestalt-
barer Unterrichtseinheiten und praktischer Ubungen laut Anhang umfassen.

(3) Eine theoretische Unterrichtseinheit muss mindestens 50 Minuten betragen. Frei gestaltbare Un-
terrichtseinheiten sind von der Ausbildungseinrichtung im Sinn der Ausbildungsziele inhaltlich und di-
daktisch zu gestalten. Praktische Ubungen sind mindestens in dem im Anhang angefiihrten Ausmaf als
Praxisiibung pro Ausbildungsteilnehmer/in durchzufiihren, soweit nicht ausdriicklich gemeinsame Vor-
fithrungen zuléssig sind.

Fachkenntnisausbildungsgebiete

§ 6. Die Ausbildung muss je nach Ausbildungsgebiet mindestens die nachfolgend angefiihrte Ge-
samtzahl an Unterrichtseinheiten (einschlieBlich praktischer Ubungen) umfassen:

1. Fiihren von Kranen:

a) Flurgesteuerte Lauf-, Bock- und Portalkrane, Sdulendreh- und Wandschwenkkrane, die aus-
schlieflich vom Boden aus im Mitgéngerbetrieb mittels Schaltkassette oder Funkfernsteue-
rung bedient werden kdnnen und iiber eine Tragfdhigkeit von maximal 300 kN verfiigen:
Mindestens 9 Unterrichtseinheiten (Anhang 1 lit. a),

b) Sonstige Lauf-, Bock- und Portalkrane, Séulendreh- und Wandschwenkkrane: Mindestens
21 Unterrichtseinheiten (Anhang 1 lit. b),

c) Dreh- und Auslegerkrane (ortsverdnderliche, rundum schwenkbare Krane mit senkrechtem
oder nahezu senkrechtem Traggeriist und Wipp- oder Katzausleger, wie gleislose und gleisge-
bundene Turmdrehkrane oder Schnellbaukrane): Mindestens 31 Unterrichtseinheiten (An-
hang 1 lit. ¢),

d) Fahrzeugkrane (Auslegerkrane mit eigenem Antrieb fiir die Fahrbewegung, die mit oder ohne
Lasten verfahren werden konnen ohne dass hierzu eine feste Fahrbahn oder Gleisanlage ben6-
tigt wird und deren Standsicherheit durch die Schwerkraft sichergestellt wird) und Ladekrane
(im allgemeinen auf einem Fahrzeug montierte Krane zur Be- und Entladung des Fahrzeuges)
mit jeweils einem maximalen Lastmoment von 300 kNm: Mindestens 21 Unterrichtseinheiten
(Anhang 1 lit. d),

e) Fahrzeug- und Ladekrane mit einem maximalen Lastmoment von iiber 300 kNm: Mindestens
31 Unterrichtseinheiten (Anhang 1 lit. e),

f) Sonderkrane (Kabel-, Rohrleger-, Schwimm-, Gie3-, Stripper-, Blockwende-, Chargier-, Hiit-
ten-, Hafenmobil-, Schienenkrane): Mindestens 14 Unterrichtseinheiten (Anhang 1 lit. f).

2. Fithren von Hubstaplern: Mindestens 20,5 Unterrichtseinheiten (Anhang 2).
3. Durchfiihrung von Sprengarbeiten:

a) Allgemeine Sprengarbeiten (einschlieBlich Abbruchsprengen, Eissprengen, Metallsprengen,
Serienparallelschaltungen bei Sprengarbeiten, Sprengarbeiten unter Tage): Mindestens 75 Un-
terrichtseinheiten (Anhang 3 lit. a),

b) Tiefbohrlochsprengarbeiten: Mindestens 37 Unterrichtseinheiten (Anhang 3 lit. b),
¢) Sprengarbeiten unter Wasser: Mindestens 22 Unterrichtseinheiten (Anhang 3 lit. ¢),
d) Sprengarbeiten in heilen Massen: Mindestens 22 Unterrichtseinheiten (Anhang 3 lit. d),
e) Lawinenausldsesprengarbeiten: Mindestens 22 Unterrichtseinheiten (Anhang 3 lit. e),
f) Lawinenausldsesprengarbeiten vom Hubschrauber: Mindestens 9 Unterrichtseinheiten (An-
hang 3 lit. f).
4. Durchfiihrung von Titigkeiten im Rahmen eines Gasrettungsdienstes: Mindestens
35 Unterrichtseinheiten (Anhang 4).
5. Durchfiihrung von Taucharbeiten (Tétigkeit als Signalperson):
a) Allgemeine Taucharbeiten (Durchfiihrung von Unterwasserarbeiten unter Zuhilfenahme von
Tauchgeriten zur Versorgung mit Atemgas): Mindestens 270 Unterrichtseinheiten (Anhang 5
lit. a),
b) Forschungstaucharbeiten (Taucharbeiten zur Durchfiihrung wissenschaftlicher Forschungsté-
tigkeiten unter Wasser) und Ingenieurtaucharbeiten (Taucharbeiten zur Uberwachung des Ar-
beits- oder Baufortschritts, zur Uberpriifung des baulichen Zustandes von Unterwasserbauvor-
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haben, Unterwasserbauwerken oder physikalischer und hydromechanischer Verhéltnisse unter
Wasser): Mindestens 210 Unterrichtseinheiten (Anhang 5 lit. b),

c) Tatigkeit als Signalperson (Sorgetragung fiir die Sicherheit der Taucher/innen bei Abstieg,
Aufenthalt unter Wasser und Auftauchen): Mindestens 166 Unterrichtseinheiten (Anhang 5
lit. c).

6. Vorbereitungs- und Organisationsarbeiten betreffend Arbeiten unter Hochspannung (insbesonde-
re Mitwirkung bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und Durchfiihrung der festgeleg-
ten Maflnahmen zur Gefahrenverhiitung geméf §§ 4f ASchG, bei Auswahl von Betriebseinrich-
tungen, Werkzeugen und anderen Arbeitsmitteln, Auswahl und Bewertung personlicher Schutz-
ausriistung, bei Information und Unterweisung der Arbeitnehmer/innen, Ausarbeitung und Zur-
verfiigungstellung schriftlicher Betriebsanweisungen und sonstiger Anweisungen sowie Mitwir-
kung bei Planung und Einrichtung einer den Arbeiten unter Hochspannung angemessenen Auf-
sicht): Mindestens 25 Unterrichtseinheiten (Anhang 6).

Verkiirzte Ausbildung (Kombinationsausbildung, Ergiinzungsausbildung)

§ 7. (1) Abweichend von § 5 Abs. 2, § 6 und dem Anhang ist eine kombinierte Ausbildungsdurch-
fithrung in verkiirzter Form fiir die gleichzeitige Vermittlung der Fachkenntnisse fiir das Fiihren verschie-
dener Krane zuldssig. Eine solche Kombinationsausbildung muss die Ausbildungsinhalte aller kombinier-
ten Kran-Ausbildungsgebiete laut Anhang 1 zumindest in folgendem zeitlichen Gesamtausmafl umfassen:

1. Mindestanzahl theoretischer und frei gestaltbarer Unterrichtseinheiten des hoherwertigen Ausbil-
dungsgebiets,

2. 50 v. H. der Summe der Mindestunterrichtseinheiten aller zusitzlich kombinierten Ausbildungs-
gebiete, wobei Bruchteile von Hundert fiir voll gerechnet werden,

3. praktische Ubungen im vollen, laut Anhang fiir die kombinierten Ausbildungsgebiete jeweils
vorgesehenen Ausmal.

(2) Fiir Ausbildungsteilnehmer/innen, die bereits iiber ein Zeugnis zum Nachweis der Fachkenntnis-
se fiir das Fiihren einer bestimmten Kranart oder fiir die Durchfiihrung bestimmter Taucharbeiten (Tétig-
keit als Signalperson) im Sinn dieser Verordnung verfiigen, ist zur Erlangung weiterer, dariiber hinausge-
hender Fachkenntnisse eine Ergdnzungsausbildung wie folgt zuléssig:

1. Fithren von Kranen: Die Ausbildung verkiirzt sich im betreffenden Ausbildungsgebiet um die
nachweislich bereits zuvor vermittelten Fachkenntnisse (theoretische und frei verfiigbare Unter-
richtseinheiten laut Anhang 1). Praktische Ubungen sind im vollen, laut Anhang fiir das weitere
Ausbildungsgebiet vorgesehenen Ausmal} durchzufiihren.

2. Durchfiihrung von Taucharbeiten (Tatigkeit als Signalperson): Eine ergidnzende theoretische
Ausbildung ist nicht erforderlich. Zusitzliche praktische Ubungen sind im AusmaB der Differenz
zwischen dem laut Anhang 5 fiir die bereits vermittelten Fachkenntnisse und dem fiir das weitere
Ausbildungsgebiet jeweils vorgesehenem MindestausmaB praktischer Ubungen durchzufiihren.

Ausbildungsteilnahme

§ 8. (1) Zu folgenden Ausbildungsgebieten diirfen Ausbildungseinrichtungen nur Personen als Kurs-
teilnehmer/innen zulassen, die bereits iiber einen anderen, nachfolgend angefiihrten Nachweis von Fach-
kenntnissen verfligen:

1. Fithren von Sonderkranen: Nachweis der Fachkenntnisse fiir das Fiihren von sonstigen Lauf-,
Bock- und Portalkranen, Sdulendreh- und Wandschwenkkranen,

2. Durchfiihrung von Tiefbohrlochsprengarbeiten, Sprengarbeiten in heilen Massen oder Lawinen-
auslosesprengarbeiten: Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Durchfiihrung allgemeiner Spreng-
arbeiten,

3. Durchfiihrung von Sprengarbeiten unter Wasser: Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Durchfiih-
rung allgemeiner Sprengarbeiten sowie fiir die Durchfithrung allgemeiner Taucharbeiten,

4. Lawinenauslosesprengarbeiten vom Hubschrauber: Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Durch-
fithrung allgemeiner Sprengarbeiten sowie fiir Lawinenausldsesprengarbeiten.

(2) Zu Ausbildungen fiir Vorbereitungs- und Organisationsarbeiten betreffend Arbeiten unter Hoch-
spannung diirfen Ausbildungseinrichtungen nur Elektrofachkrifte im Sinn der OVE-EN 50110-1 (EN
50110-2-100 eingearbeitet) als Kursteilnehmer/innen zulassen.

(3) Vor Beginn der Ausbildung zur Durchfiihrung von Taucharbeiten ist die gesundheitliche Eig-
nung der Kursteilnehmer/innen durch Bestitigung eines Arztes/einer Arztin, der/die zur selbstindigen
Ausiibung des drztlichen Berufs im Sinne des Arztegesetzes 1998, BGBL. I Nr. 169/1998, berechtigt ist
und eine Ausbildung auf dem Gebiet der Tauch- und Hyperbarmedizin abgeschlossen hat, nachzuweisen.
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(4) Die Anwesenheitspflicht wahrend der Ausbildung kann hinsichtlich der Vermittlung der jeweils
in Betracht kommenden Rechtsvorschriften, Richtlinien und Normen des jeweiligen Ausbildungsgebiets
laut Anhang bis zu jeweils maximal einem Drittel der Unterrichtseinheiten durch Selbststudium ersetzt
werden, wobei Priasenzphasen und Selbststudium aufeinander folgend abzuwechseln haben.

Durchfiihrung der Ausbildung

§ 9. (1) Die Ausbildungseinrichtung muss eine Person bestellen, die fiir die organisatorische Kursbe-
treuung zustandig ist (Ausbildungsleiter/in). Diese Person muss zumindest auf einem Teilgebiet der Aus-
bildung tiber fachliche Kenntnisse verfiigen und Féhigkeiten in organisatorischer und padagogischer
Hinsicht besitzen.

(2) Die Ausbildungseinrichtung muss iiber das fiir die Vermittlung der theoretischen und praktischen
Lehrinhalte erforderliche fachlich qualifizierte Lehrpersonal verfiigen.

1. Zur Vermittlung der erforderlichen praktischen Fahigkeiten darf die Ausbildungseinrichtung nur
Lehrpersonal einsetzen, das eine mindestens zweijahrige einschlidgige Tatigkeit nachweisen
kann.

2. Abweichend von Z 1 muss das Lehrpersonal fiir die Vermittlung der praktischen Féhigkeiten zur
Durchfithrung von Tauchgiéngen iiber den Nachweis der Fachkenntnisse fiir die jeweiligen
Taucharbeiten verfiigen und eine einschlidgige Berufspraxis, in der mindestens
1000 Tauchstunden geleistet wurden, nachweisen.

(3) Die Ausbildungseinrichtung muss tiber die fiir die Vermittlung der Lehrinhalte erforderlichen
Réumlichkeiten und Ubungsplétze, Einrichtungen und Lehrmittel verfiigen sowie tiber die fiir den prakti-
schen Teil der Ausbildung erforderlichen technischen Einrichtungen und Gerite.

(4) Die Ausbildungseinrichtung hat den Kursteilnehmern/Kursteilnehmerinnen Unterlagen zur Ver-
fiigung zu stellen, in denen insbesondere die maBBgeblichen gesetzlichen Vorschriften sowie der aktuelle
Stand der Richtlinien und Normen Beriicksichtigung finden. Die Ausbildungseinrichtung hat geeignetes
Lehrmaterial (wie Skripten, CD-Rom, Video) fiir das Selbststudium zur Verfiigung zu stellen.

Priifungen

§ 10. (1) Die Ausbildungseinrichtung hat Priifungen durchzufiihren. Sie darf zu den Priifungen nur
Personen zulassen, die eine von ihr durchgefiihrte Ausbildung absolviert haben.

(2) Die Priifung muss aus einem theoretischen und einem praktischen Teil bestehen. Die Priifung
kann in Teilpriifungen abgelegt werden. Die Ausbildungseinrichtung hat zu gewédhrleisten, dass die Aus-
bildung bei normalem Ausbildungsgang innerhalb von zwei Jahren abgeschlossen werden kann.

(3) Die Priifung zur Erlangung eines Nachweises der Fachkenntnisse im Sinn dieser Verordnung
muss alle zum jeweiligen Ausbildungsgebiet im Anhang 1 bis 6 angefiihrten Ausbildungsinhalte umfas-
sen. Der theoretische sowie praktische Priifungsteil zu kombinierten Ausbildungen (§ 7 Abs. 1) muss die
Ausbildungsinhalte aller kombinierten Ausbildungsgebiete umfassen, der praktische Priifungsteil muss zu
jedem der kombinierten Ausbildungsgebiete abgelegt werden.

(4) Theoretische und praktische Priifungen sind vor einer Priifungskommission abzulegen, der zu-
mindest der/die Ausbildungsleiter/in und eine weitere Person des Lehrpersonals angehoren.

(5) Uber die gesamte Priifung ist ein Priifungsprotokoll zu erstellen, das mindestens folgende Anga-
ben zu enthalten hat:
1. Art der Fachausbildung (Ausbildungsgebiet),
2. Namen der Mitglieder der Priifungskommission,
3. Datum und Ort der Priifung,
4. Vor- und Zuname sowie Geburtsdatum der gepriiften Person,
5. Ergebnisse der theoretischen und, wird eine solche durchgefiihrt, der praktischen Priifung.
(6) Das Priifungsprotokoll ist von den Mitgliedern der Priifungskommission zu unterfertigen und von

der Ausbildungseinrichtung mindestens 40 Jahre aufzubewahren oder automationsunterstiitzt zu spei-
chern.

Zeugnisse zum Nachweis der Fachkenntnisse

§ 11. (1) Ausbildungseinrichtungen diirfen Zeugnisse zum Nachweis der Fachkenntnisse nur ausstel-
len, wenn sie dazu gemaB § 14 erméchtigt wurden,

1. nach Durchfiihrung einer den §§ 5 bis 9 sowie dem Anhang 1 bis 6 jeweils entsprechenden Aus-
bildung und erfolgreicher Ablegung einer Priifung gemafl § 10 oder

2. aufgrund einer entsprechenden Ausbildung im Ausland gemal3 § 12.
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(2) Wird die Priifung in Form von Teilpriifungen abgelegt, darf erst nach erfolgreicher Absolvierung
aller Teilpriifungen ein Abschlusszeugnis ausgestellt werden.

(3) Abweichend von Abs. 1 Z 1 darf die Ausbildungseinrichtung ein Zeugnis an eine Person ausstel-
len, die den erfolgreichen Abschluss einer vergleichbaren Ausbildung nachweisen kann, die nicht zur
Ginze den angefiihrten Ausbildungsinhalten zur Erlangung des Nachweises der Fachkenntnisse ent-
spricht, wenn diese Person iiber die nicht oder nicht ausreichend vermittelten Ausbildungsinhalte eine
Zusatzpriifung erfolgreich abgelegt hat, fiir die § 10 Abs. 4 bis 6 gilt.

(4) Das Zeugnis ist in Form eines Lichtbildausweises auszustellen.

(5) Wenn ein Originalzeugnis in Verlust geraten ist, hat die Ausbildungseinrichtung {iber von ihr
ausgestellte Zeugnisse ein Duplikat auszustellen.

Ausbildung im Ausland

§ 12. (1) Eine gemal § 14 ermichtigte Ausbildungseinrichtung, die als 6ffentlich-rechtliche Korper-
schaft eingerichtet ist, muss auf Antrag an Staatsangehorige eines Mitgliedstaates der Européischen Uni-
on ohne Absolvierung einer Ausbildung und Ablegung einer Priifung nach dieser Verordnung ein Zeugnis
gemil § 11 Abs. 1 Z 2 ausstellen, wenn diese Person nachweist einen entsprechenden Befdhigungs- oder
Ausbildungsnachweis zu besitzen, der in einem anderen Mitgliedstaat erforderlich ist, um in dessen Ho-
heitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme oder Ausiibung dieses Berufs zu erhalten.

(2) Ist im Herkunftsstaat einer/eines Staatsangehorigen eines Mitgliedstaates der Europidischen Uni-
on kein Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweis erforderlich, um die Erlaubnis zur Aufnahme oder Aus-
iibung dieses Berufs in dessen Hoheitsgebiet zu erhalten (Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie des Européischen
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen
2005/36/EG, ABI. Nr. L 255/22), muss die Ausbildungseinrichtung (Abs. 1) ein Zeugnis zum Nachweis
der Fachkenntnisse ausstellen, wenn die betreffende Person

1. den Abschluss einer die jeweiligen Fachkenntnisse vermittelnden reglementierten Ausbildung im
Sinn des Artikels 3 Abs. 1 lit. ¢) der Richtlinie 2005/36/EG oder

2. eine einschldgige Berufserfahrung von zumindest zweijahriger Dauer im Ausmall der Normalar-
beitszeit in den letzten zehn Jahren

nachweist.

(3) Abs. 1 und 2 gilt sinngemaB fiir auBerhalb der Européischen Union nachweislich abgeschlossene
Ausbildungen und erworbene Berufserfahrungen von Staatsangehorigen eines Mitgliedstaats der Europii-
schen Union oder von Staatsangehorigen eines Vertragsstaats des Europédischen Wirtschaftsraumes
(EWR), der Schweizerischen Eidgenossenschaft oder der Tiirkei, wenn die Ausbildung in einem dieser
Staaten abgeschlossen oder die Berufserfahrung in einem dieser Staaten erworben wurde.

(4) Befahigungs- oder Ausbildungsnachweise, die aullerhalb der Europdischen Union oder den in
Abs. 3 genannten Staaten erworben wurden und bereits in einem Mitgliedstaat der Europédischen Union
nach der Richtlinie iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen 2005/36/EG anerkannt worden sind,
gelten als Nachweis der Fachkenntnisse und sind durch die Ausbildungseinrichtung (Abs. 1) auf Antrag
durch Zeugnisausstellung gemdB § 11 Abs. 1 Z 2 anzuerkennen. Wurden solche Befdhigungs- oder Aus-
bildungsnachweise noch nicht in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union anerkannt, haben Ausbil-
dungseinrichtungen (Abs. 1) auf Antrag solche Nachweise durch Zeugnisausstellung gemiBl § 11 als
Nachweis der Fachkenntnisse nach dieser Verordnung anzuerkennen, wenn die Gewéhr dafiir gegeben ist,
dass Fachkenntnisse im Sinn dieser Verordnung vorliegen. Ist auf Grund der vorgelegten Nachweise nicht
eindeutig feststellbar, dass zumindest Fachkenntnisse vorliegen, die den Fachkenntnissen nach dieser
Verordnung entsprechen, hat sich die Ausbildungseinrichtung vom Vorliegen ausreichender Fachkennt-
nisse durch eine theoretische und/oder praktische Priifung zu iiberzeugen.

(5) Antragsberechtigt ist jene Person, die iiber einen Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweis oder
im Fall des Abs. 2 iiber eine nachweisliche einschldgige Berufserfahrung verfiigt, oder deren Arbeitge-
ber/in im Inland.

(6) Eine erméchtigte Ausbildungseinrichtung nach Abs. 1 gilt als zustdndige benannte Stelle gemaf
Artikel 56 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen im An-
wendungsbereich dieser Verordnung. Sie hat dem/der Antragsteller/in binnen eines Monats den Empfang
der Unterlagen zu bestédtigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Sie hat iiber
Antrage ohne unnotigen Verzug, spétestens aber binnen drei Monaten nach Einreichung der vollstdndigen
Unterlagen, zu entscheiden.

(7) Gegen Entscheidungen der erméchtigten Ausbildungseinrichtung ist eine Berufung an den Bun-
desminister fiir Wirtschaft und Arbeit, unterliegt die Ausbildungseinrichtung oder deren Betreiber/in der
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Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion, an den Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technolo-
gie, zuldssig.

(8) Sind die Voraussetzungen gemifl Abs. 1 bis 5 nicht erfiillt, ist zur Erlangung eines Zeugnisses
gemil § 11 die Absolvierung einer Ausbildung und erfolgreiche Ablegung einer Priifung nach dieser
Verordnung erforderlich.

Melde- und Auskunftspflichten

§ 13. (1) Die Ausbildungseinrichtung hat dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit, unter-
liegt die Ausbildungseinrichtung oder deren Betreiber/in der Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion,
dem Bundesministerium fiir Verkehr, Innovation und Technologie, unverziiglich zu melden:

1. jede Anderung des Ausbildungsplans und der Priifungsordnung,
2. jede Anderung der Ausbildungsleitung,
3. jede wesentliche Anderung der Voraussetzungen gemiB § 9 Abs. 2 und 3.

(2) Den in Abs. 1 genannten zustdndigen Bundesministerien ist jeder Priifungstermin zeitgerecht zu
melden. Sie sind berechtigt, jeweils eine/n Vertreter/in zu den Priifungen zu entsenden.

(3) Den in Abs. 1 genannten Bundesministerien sind bis 31. Janner des Folgejahres iiber die im ab-
gelaufenen Kalenderjahr durchgefiihrten Ausbildungen und Priifungen, getrennt nach Arten der Fach-
kenntnisse im Sinn dieser Verordnung, folgende Daten bekannt zu geben:

1. Anzahl der Ausbildungsveranstaltungen,

2. Anzahl der ménnlichen und Anzahl der weiblichen Ausbildungsteilnehmer/innen,

3. Anzahl der ausgestellten Zeugnisse gemdf3 § 11 Abs. 1 Z 1,

4. soweit es sich um eine Ausbildungseinrichtung geméfl § 12 Abs. 1 handelt, weiters die Anzahl
der ausgestellten Zeugnisse gemdl3 § 11 Abs. 1 Z 2.

(4) Auf Verlangen der in Abs. 1 genannten Bundesministerien sind die in der Ausbildung verwende-
ten Lehrmittel, insbesondere Skripten und Unterlagen zum Selbststudium, und das Priifungsprotokoll zur
Einsichtnahme zu iibermitteln.

Ermiéchtigung von Ausbildungseinrichtungen

§ 14. (1) Auf Antrag des Betreibers/der Betreiberin der Ausbildungseinrichtung hat der Bundesmi-
nister fiir Wirtschaft und Arbeit, unterliegt die Ausbildungseinrichtung oder deren Betreiber/in der Auf-
sicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion, der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie, die
Erméchtigung zur Ausstellung von Zeugnissen geméal § 63 Abs. 1 ASchG zu erteilen, wenn

1. die vorgesehene Ausbildung §§ 5 bis 8 sowie dem Anhang entspricht,

2. die notwendigen Voraussetzungen gemal §§ 9f vorliegen und

3. die vorgesehenen Priifungen und Zeugnisse §§ 10 und 11, bei einer als 6ffentlich-rechtlichen
Korperschaft eingerichteten Ausbildungseinrichtung weiters § 12 Abs. 1 bis 4, entsprechen.

(2) Der/die Antragsteller/in hat zum Nachweis der Voraussetzungen nach Abs. 1 geeignete Unterla-
gen vorzulegen, insbesondere

1. einen Ausbildungsplan, der die einzelnen Ausbildungsgegenstinde samt Zahl der jeweils vorge-
sehenen Unterrichtseinheiten einschlieBlich praktischer Ubungen, bei Kombinationsausbildungen
weiters Angaben zu Art und Umfang der kombinierten Ausbildungsinhalte sowie bei blockweiser
Ausbildung auch die zeitliche Einteilung enthélt,

2. eine Priifungsordnung, die zumindest regelt: Zulassung zu den Priifungen, Organisation und
Inhalt der Priifungen, ob miindliche Priifungen durchgefiihrt werden, weiters Angaben zur Fest-
stellung des Priifungsergebnisses.

(3) Die Erméchtigung kann unter Vorschreibung von Auflagen hinsichtlich der Organisation, des
Lehrpersonals, der Ausstattung insbesondere hinsichtlich technischer Einrichtungen und Gerite, der
Lehrmittel und der Priifung erteilt werden, soweit dies erforderlich ist, um eine ordnungsgeméfe Ausbil-
dung zu gewéhrleisten.

(4) Die Erméchtigung ist zu widerrufen, wenn

1. die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegen,
2. die nach Abs. 3 vorgeschriebenen Auflagen nicht eingehalten werden, oder
3. gegen eine Verpflichtung nach §§ 10 bis 13 verstoen wird.
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Unterrichtsanstalten
§ 15. Unterrichtsanstalten im Sinn des § 63 Abs. 1 ASchG sind, sofern sie im Sinn dieser Verord-
nung einschldgige Ausbildungen oder Lehrgidnge durchfiihren:

1. Universitdten im Sinn des Universititsgesetzes 2002, BGBI. I Nr. 120/2002, einschlielich der
Universitétslehrgdnge gemdB § 56 Universititsgesetz 2002,

. die Universitit fiir Weiterbildung Krems nach dem DUK-Gesetz 2004, BGBI. I Nr. 22/2004,
. akkreditierte Privatuniversititen,

. Fachhochschulen gemdf Fachhochschul-Studiengesetz, BGBI. Nr. 340/1993,

. Einrichtungen des berufsbildenden mittleren und héheren Schulwesens.

AW N

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 16. (1) Zeugnisse iiber den Nachweis von Fachkenntnissen, die vor In-Kraft-Treten dieser Verord-
nung durch Unterrichtsanstalten oder erméchtigte Einrichtungen gemal § 7 Abs. 1 der Verordnung iiber
den Nachweis der Fachkenntnisse fiir bestimmte Arbeiten, BGBI. Nr. 441/1975, oder durch erméchtigte
Einrichtungen gemil3 § 5 Abs. 1 der Verordnung iiber den Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Vorberei-
tung und Organisation von bestimmten Arbeiten unter elektrischer Spannung iiber 1 kV, BGBI.
Nr. 10/1982, ausgestellt wurden, gelten als Nachweis der Fachkenntnisse im Sinn dieser Verordnung.

(2) Ausbildungseinrichtungen, die bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung iiber eine aufrechte Er-
michtigung gemill § 7 Abs. 1 der Verordnung iiber den Nachweis der Fachkenntnisse fiir bestimmte
Arbeiten, BGBI. Nr. 441/1975 oder gemil} § 5 Abs. 1 der Verordnung {iber den Nachweis der Fachkennt-
nisse fiir die Vorbereitung und Organisation von bestimmten Arbeiten unter elektrischer Spannung iiber
1 kV, BGBI. Nr. 10/1982, verfiigen, miissen bis spétestens ein Jahr nach In-Kraft-Treten dieser Verord-
nung die Anforderungen der §§ 9f erfiillen.

(3) Arbeitnehmer/innen, die vor dem 1. Jinner 2008 mindestens zwei Jahre nachweislich mit der
Durchfiihrung von Taucharbeiten (Tétigkeit als Signalperson) im Sinn dieser Verordnung beschéftigt
wurden, diirfen mit diesen Arbeiten uneingeschrankt ohne Nachweis der Fachkenntnisse beschiftigt wer-
den. Die am 1. Janner 2008 weniger als zwei Jahre, mindestens aber sechs Monate mit diesen Arbeiten
beschiftigten Arbeitnehmer/innen diirfen ohne Nachweis der Fachkenntnisse bis spétestens
31. Dezember 2009 weiter mit diesen Arbeiten beschiftigt werden. Dies gilt jeweils auch im Falle eines
Wechsels des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin.

(4) Bescheide gemidlBl § 113 Abs. 3 ASchG bleiben unberithrt und gelten als Nachweis der Fach-
kenntnisse im Sinn dieser Verordnung.

(5) Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung anhéngige Verwaltungsverfahren zur
Anerkennung geméfB § 113 Abs. 3 ASchG sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzufithren und abzu-
schlieflen.

(6) GemiB § 95 Abs. 1 ASchG wird festgelegt, dass die zustidndige Behdrde von § 2 keine Ausnah-
me zulassen darf.

(7) Soweit in dieser Verordnung auf Bestimmungen anderer Rechtsnormen verwiesen wird, gelten
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung.

(8) Gemal § 113 Abs. 1 ASchG wird festgestellt, dass mit In-Kraft-Treten dieser Verordnung § 62
und § 63 Abs. 1 und 2 ASchG zur Génze in Kraft treten.

(9) GemiB § 125 Abs. 8 ASchG wird festgestellt, dass mit In-Kraft-Treten dieser Verordnung aufler
Kraft treten:

1. die gemiB § 113 Abs. 2 Z 1 ASchG als Bundesgesetz geltenden §§ 2 bis 9 der Verordnung iiber
den Nachweis der Fachkenntnisse fiir bestimmte Arbeiten, BGBI. Nr. 441/1975, zuletzt gedndert
durch BGBI. I Nr. 159/2001.

2. die gemal § 113 Abs. 2 Z 2 ASchG als Bundesgesetz geltenden §§ 2 bis 7 der Verordnung iiber
den Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Vorbereitung und Organisation von bestimmten Arbei-
ten unter elektrischer Spannung iiber 1 kV, BGBI. Nr. 10/1982, zuletzt geéndert durch BGBI. I
Nr. 159/2001.

3. die gemdl § 119 Abs. 1 ASchG als Bundesgesetz geltenden § 31 Abs. 6 bis 8 und § 32 Abs. 2
sowie Anhang 5 hinsichtlich des Nachweises iliber Taucherarbeiten (Ausbildung fiir Taucherar-

beiten) sowie der Ausbildung als Taucher/in und als Signalperson der Druckluft- und Taucherar-
beitenverordnung, BGBI. Nr. 501/1973, zuletzt gedndert durch BGBI. 1T Nr. 358/2004.

(10) §2, § 8 Abs. 1 Z3 und § 9 Abs. 2 Z 2 treten jeweils hinsichtlich Taucharbeiten (Tétigkeit als
Signalperson) mit 1. Janner 2008 in Kraft. Fiir die Zulassung zum Ausbildungsgebiet ,,Durchfiihrung von
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Sprengarbeiten unter Wasser™ (§ 6 Z 3 lit. c) sind bis dahin ausreichende Tauchkenntnisse in geeigneter
Form nachzuweisen.

(11) Im Ubrigen tritt diese Verordnung mit dem ihrer Kundmachung folgenden Monatsersten in
Kraft.

Artikel 1T
Anderung der Biihnen-FK-V

Die Verordnung iiber den Nachweis der Fachkenntnisse fiir die Vorbereitung und Organisation von
biihnentechnischen und beleuchtungstechnischen Arbeiten (Bithnen-FK-V), BGBI. II Nr. 403/2003, wird
wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. 7 lautet:

»(7) Abs. 3 und 6 gilt nicht fiir die Beschéftigung von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen, die aus
dem Ausland nach Osterreich zur voriibergehenden Arbeitsleistung entsendet wurden, wenn
1. die Beschiftigung nicht ldnger als vier Wochen im Kalenderjahr dauert, und
2. der/die Arbeitgeber/in iiber eine Bestitigung verfiigt, wonach der/die Arbeitnehmer/in die im
Entsendestaat gegebenenfalls erforderlichen Nachweise fiir die sichere Durchfithrung der Arbei-
ten besitzt.*

2. § 6 lautet samt Uberschrift:
»Ausbildung im Ausland

§ 6. (1) Eine gemdB § 8 erméchtigte Ausbildungseinrichtung, die als 6ffentlich-rechtliche Koérper-
schaft eingerichtet ist, muss auf Antrag an Staatsangehdrige eines Mitgliedstaates der Europdischen Uni-
on ohne Absolvierung einer Ausbildung und Ablegung einer Priifung nach dieser Verordnung ein Zeugnis
gemil § 5 ausstellen, wenn diese Person nachweist einen entsprechenden Befdhigungs- oder Ausbil-
dungsnachweis zu besitzen, der in einem anderen Mitgliedstaat erforderlich ist, um in dessen Hoheitsge-
biet die Erlaubnis zur Aufnahme oder Ausiibung dieses Berufs zu erhalten.

(2) Ist im Herkunftsmitgliedstaat einer/eines Staatsangehdrigen eines Mitgliedstaates der Europii-
schen Union kein Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweis erforderlich, um die Erlaubnis zur Aufnahme
oder Ausiibung dieses Berufs in dessen Hoheitsgebiet zu erhalten (Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie des Euro-
péischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 iiber die Anerkennung von Berufsqualifikati-
onen 2005/36/EG, ABI. Nr. L 255/22), muss die Ausbildungseinrichtung (Abs. 1) ein Zeugnis zum
Nachweis der Fachkenntnisse ausstellen, wenn die betreffende Person

1. den Abschluss einer die jeweiligen Fachkenntnisse vermittelnden reglementierten Ausbildung im
Sinn des Artikels 3 Abs. 1 lit. e) der Richtlinie 2005/36/EG oder

2. eine einschldgige Berufserfahrung von zumindest zweijéhriger Dauer im Ausmal} der Normalar-
beitszeit in den letzten zehn Jahren

nachweist.

(3) Abs. 1 und 2 gilt sinngema0 fiir auBerhalb der Europdischen Union nachweislich abgeschlossene
Ausbildungen und erworbene Berufserfahrungen von Staatsangehorigen eines Mitgliedstaats der Europai-
schen Union oder von Staatsangehorigen eines Vertragsstaats des Europdischen Wirtschaftsraumes
(EWR), der Schweizerischen Eidgenossenschaft oder der Tiirkei, wenn die Ausbildung in einem dieser
Staaten abgeschlossen oder die Berufserfahrung in einem dieser Staaten erworben wurde.

(4) Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweise, die aullerhalb der Europdischen Union oder den in
Abs. 3 genannten Staaten erworben wurden und bereits in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union
nach der Richtlinie iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen 2005/36/EG anerkannt worden sind,
gelten als Nachweis der Fachkenntnisse und sind durch die Ausbildungseinrichtung (Abs. 1) auf Antrag
durch Zeugnisausstellung gemiB § 5 Z 2 anzuerkennen. Wurden solche Befdahigungs- oder Ausbildungs-
nachweise noch nicht in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union anerkannt, haben Ausbildungsein-
richtungen (Abs. 1) auf Antrag solche Nachweise durch Zeugnisausstellung gemif § 5 als Nachweis der
Fachkenntnisse nach dieser Verordnung anzuerkennen, wenn die Gewéhr dafiir gegeben ist, dass Fach-
kenntnisse im Sinn dieser Verordnung vorliegen. Ist auf Grund der vorgelegten Nachweise nicht eindeu-
tig feststellbar, dass zumindest Fachkenntnisse vorliegen, die den Fachkenntnissen nach dieser Verord-
nung entsprechen, hat sich die Ausbildungseinrichtung vom Vorliegen ausreichender Fachkenntnisse
durch eine theoretische und/oder praktische Priifung zu iiberzeugen.
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(5) Antragsberechtigt ist jene Person, die iiber einen Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweis oder
im Fall des Abs. 2 iiber eine nachweisliche einschlégige Berufserfahrung verfiigt, oder deren Arbeitge-
ber/in im Inland.

(6) Eine erméachtigte Ausbildungseinrichtung nach Abs. 1 gilt als zustindige benannte Stelle gemaf3
Artikel 56 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen im An-
wendungsbereich dieser Verordnung. Sie hat dem/der Antragsteller/in binnen eines Monats den Empfang
der Unterlagen zu bestitigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Sie hat iiber
Antrdge ohne unnétigen Verzug, spétestens aber binnen drei Monaten nach Einreichung der vollstindigen
Unterlagen zu entscheiden.

(7) Gegen Entscheidungen der erméchtigten Ausbildungseinrichtung ist eine Berufung an den Bun-
desminister fiir Wirtschaft und Arbeit, unterliegt die Ausbildungseinrichtung oder deren Betreiber/in der
Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion, an den Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technolo-
gie, zuldssig.

(8) Sind die Voraussetzungen gemdBl Abs. 1, 2, 3 oder 4 nicht erfiillt, ist zur Erlangung eines Zeug-
nisses gemdl § 5 die Absolvierung einer Ausbildung und erfolgreiche Ablegung einer Priifung nach die-
ser Verordnung erforderlich.*

3. Dem § 10 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefiigt:

»(0) § 1 Abs. 7 und § 6, jeweils in der Fassung BGBI. I Nr. 13/2007, treten mit dem der Kundma-
chung folgenden Monatsersten in Kraft.*

Artikel ITT
Anderung der SFK-VO

Die Verordnung iiber die Fachausbildung der Sicherheitsfachkrifte und die Besonderheiten der si-
cherheitstechnischen Betreuung fiir den untertigigen Bergbau (SFK-VO), BGBI. Nr. 277/1995, zuletzt
gedndert durch BGBI. 11 Nr. 342/2002, wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Abs. 4 entfillt.
2. Der fiinfte Absatz erhdlt die Absatzbezeichnung ,,(4)“.

3. Nach § 3 wird folgender § 3a samt Uberschrift eingefiigt:
»Ausbildung im Ausland

§ 3a. (1) Eine Ausbildungseinrichtung mit gemal § 6 anerkannter Fachausbildung, die als 6ffentlich-
rechtliche Korperschaft eingerichtet ist, muss auf Antrag an Staatsangehorige eines Mitgliedstaates der
Européischen Union ohne Absolvierung einer Ausbildung und Ablegung einer Priifung nach dieser Ver-
ordnung ein Zeugnis gemilB § 3 Abs. 3 ausstellen, wenn diese Person nachweist einen entsprechenden
Befihigungs- oder Ausbildungsnachweis zu besitzen, der in einem anderen Mitgliedstaat erforderlich ist,
um in dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme oder Ausiibung dieses Berufs zu erhalten.

(2) Ist im Herkunftsmitgliedsstaat einer/eines Staatsangehdrigen eines Mitgliedstaates der Europii-
schen Union kein Befédhigungs- oder Ausbildungsnachweis erforderlich, um die Erlaubnis zur Aufnahme
oder Ausiibung der Tatigkeit einer Sicherheitsfachkraft (Fachkraft fiir Arbeitssicherheit) nach §§ 73ff
ASchG in dessen Hoheitsgebiet zu erhalten (Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 7. September 2005 iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen 2005/36/EG,
ABI. Nr. L 255/22), muss die Ausbildungseinrichtung (Abs. 1) ein Zeugnis zum Nachweis der Fach-
kenntnisse ausstellen, wenn die betreffende Person

1. den Abschluss einer die jeweiligen Fachkenntnisse vermittelnden reglementierten Ausbildung im
Sinn des Artikels 3 Abs. 1 lit. e) der Richtlinie 2005/36/EG oder
2. eine einschldgige Berufserfahrung von zumindest zweijdhriger Dauer im Ausmal3 der Normalar-
beitszeit in den letzten zehn Jahren
nachweist.

(3) Abs. 1 und 2 gilt sinngemas fiir auBerhalb der Europdischen Union nachweislich abgeschlossene
Ausbildungen und erworbene Berufserfahrungen von Staatsangehorigen eines Mitgliedstaats der Européi-
schen Union oder von Staatsangehdrigen eines Vertragsstaats des Europdischen Wirtschaftsraumes
(EWR), der Schweizerischen Eidgenossenschaft oder der Tiirkei, wenn die Ausbildung in einem dieser
Staaten abgeschlossen oder die Berufserfahrung in einem dieser Staaten erworben wurde.
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(4) Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweise, die aullerhalb der Europdischen Union oder den in
Abs. 3 genannten Staaten erworben wurden und bereits in einem Mitgliedstaat der Europédischen Union
nach der Richtlinie iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen 2005/36/EG anerkannt worden sind,
gelten als Nachweis der Fachkenntnisse und sind durch die Ausbildungseinrichtung (Abs. 1) auf Antrag
durch Zeugnisausstellung gemill § 3 Abs. 3 anzuerkennen. Wurden solche Befdhigungs- oder Ausbil-
dungsnachweise noch nicht in einem Mitgliedstaat der Europédischen Union anerkannt, haben Ausbil-
dungseinrichtungen (Abs. 1) auf Antrag solche Nachweise durch Zeugnisausstellung gemif § 3 als
Nachweis der Fachkenntnisse nach dieser Verordnung anzuerkennen, wenn die Gewéhr dafiir gegeben ist,
dass Fachkenntnisse im Sinn dieser Verordnung vorliegen. Ist auf Grund der vorgelegten Nachweise nicht
eindeutig feststellbar, dass zumindest Fachkenntnisse vorliegen, die den Fachkenntnissen nach dieser
Verordnung entsprechen, hat sich die Ausbildungseinrichtung vom Vorliegen ausreichender Fachkennt-
nisse durch eine theoretische und/oder praktische Priifung zu {iberzeugen.

(5) Antragsberechtigt ist jene Person, die iiber einen Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweis oder
im Fall des Abs. 2 iiber eine nachweisliche einschlégige Berufserfahrung verfiigt, oder deren Arbeitge-
ber/in im Inland.

(6) Eine Ausbildungseinrichtung nach Abs. 1 gilt als zustdndige benannte Stelle gemaB Artikel 56
Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG {iber die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Anwendungsbe-
reich dieser Verordnung. Sie hat dem/der Antragsteller/in binnen eines Monats den Empfang der Unterla-
gen zu bestétigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Sie hat iiber Antrdge ohne
unndtigen Verzug, spitestens aber binnen drei Monaten nach Einreichung der vollstdndigen Unterlagen
zu entscheiden.

(7) Gegen Entscheidungen der erméichtigten Ausbildungseinrichtung ist eine Berufung an den Bun-
desminister fiir Wirtschaft und Arbeit zuléssig.

(8) Sind die Voraussetzungen gemall Abs. 1, 2, 3 oder 4 nicht erfiillt, ist zur Erlangung eines Zeug-
nisses gemdl § 3 Abs. 3 die Absolvierung einer Ausbildung und erfolgreiche Ablegung einer Priifung
nach dieser Verordnung erforderlich.*

4. Dem § 10 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) § 3 Abs. 4 und § 3a, jeweils in der Fassung BGBI. II Nr. 13/2007, treten mit dem der Kundma-
chung folgenden Monatsersten in Kraft.*

Artikel IV
Anderung der BauV

Die Bauarbeiterschutzverordnung (BauV), BGBI. Nr. 340/1994, zuletzt gedndert durch BGBL. II
Nr. 242/2006, wird wie folgt geédndert:

1. In § 2 Abs. 2 wird das Wort ,Fachkenntnisse* ersetzt durch die Wortfolge ,,fachlichen Kenntnisse®.
2. In § 4 entfillt der 2. Absatz.
3. § 4 Abs. 3 lautet:

,»(3) Die erforderlichen Kenntnisse gemi3 Abs. 1 Z2 sind in geeigneter Form nachzuweisen, zB.
durch ein Zeugnis tiber die erfolgreiche Ablegung einer Meisterpriifung.*

4. In § 5 Abs. 6 lautet die Ziffer 2:
,-2. die vom Standpunkt des Arbeitnehmerschutzes notwendigen fachlichen Kenntnisse fiir die siche-
re Durchfiihrung dieser Arbeiten besitzen.*

5. In § 154 Abs. 6 wird der Verweis auf die Verordnung iiber den Nachweis der Fachkenntnisse fiir be-
stimmte Arbeiten, BGBI. Nr. 441/1975, ersetzt durch einen Verweis auf die Verordnung iiber den Nach-
weis der Fachkenntnisse (Fachkenntnisnachweis-Verordnung — FK-V), BGBI. II Nr. 13/2007.

6. Dem § 164 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) §2 Abs. 2, §4 Abs.3, § 5 Abs. 6 Z2 sowie § 154 Abs. 6, jeweils in der Fassung BGBI. II
Nr. 13/2007, treten mit dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. § 4 Abs. 2 tritt mit dem
der Kundmachung folgenden Monatsletzten au3er Kraft.“
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Artikel V
Anderung der Druckluft- und Taucherarbeitenverordnung

Die gemall § 119 Abs. 1 ASchG im Rang eines Bundesgesetzes geltenden § 5 erster Satz und § 10
der Druckluft- und Taucherarbeitenverordnung, BGBIL. Nr. 501/1973, zuletzt geéndert durch BGBI. I
Nr. 123/2004, werden wie folgt gedndert:

1. In § 5 wird die Wortfolge ,,die hiefiir notwendigen Fachkenntnisse® in Satz I ersetzt durch die Wortfol-
ge ,.die notwendigen fachlichen Kenntnisse®.

2. In § 10 entfillt der Satzteil ,,, dem Arbeitsinspektorat die Fachkenntnisse und Berufserfahrungen der
fachkundigen Aufsicht nachgewiesen wurden und dieses die Kenntnisnahme der Meldung nach § 7
Abs. 1 bestitigt hat™.

Artikel VI

Anderung der Verordnung iiber den Schutz der Dienstnehmer und der Nachbarschaft beim Be-
trieb von Steinbriichen, Lehm-, Ton-, Sand- und Kiesgruben sowie bei Haldenabtragungen

Der gemédlB § 123 Abs. 2 Z 1 ASchG im Rang eines Bundesgesetzes geltende § 4 Abs. 2 der Verord-
nung iiber den Schutz der Dienstnehmer und der Nachbarschaft beim Betrieb von Steinbriichen, Lehm-,
Ton-, Sand- und Kiesgruben sowie bei Haldenabtragungen, BGBI. Nr. 253/1955, zuletzt geédndert durch
BGBI. II Nr. 358/2004, wird wie folgt gedndert:

In § 4 Abs. 2 wird das Wort ,,Fachkenntnisse® ersetzt durch die Wortfolge ,,fachlichen Kenntnisse®.
Artikel VII
Anderung der Sprengarbeitenverordnung

Die Verordnung iiber die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer/innen bei der
Durchfithrung von Sprengarbeiten (Sprengarbeitenverordnung - SprengV), BGBI. II Nr. 358/2004, wird
wie folgt gedndert:

1. In § 3 Abs. 1 wird der Verweis ,,§§ 62, 63 und 113 ASchG* ersetzt durch ,,§§ 62, 63 ASchG*.
2. In § 24 Abs. 2 wird der Verweis ,,§§ 62, 63 und 119 ASchG* ersetzt durch ,,§§ 62, 63 ASchG*.

3. Dem § 30 wird nach Abs. 7 folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) § 3 Abs. 1 und § 24 Abs. 2 in der Fassung BGBI. II Nr. 13/2007, treten mit dem der Kundma-
chung folgenden Monatsersten in Kraft.

Bartenstein

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T716:02:10+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2017-11-27T16:02:10+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




